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Kurz notiert
Steinmeier kritisiert
Orban scharf
Bundespräsident Frank-Walter
Steinmeier hat Ungarns Regie-

rungschef Vik-
tor Orban anti-
demokratische
Tendenzen vor-
geworfen. „Eine
„illiberale De-
mokratie“ ist
ein Wider-

spruch in sich“, sagte Steinmeier
über das von Orban propagierte
Konzept. Steinmeiers Kritik be-
zog sich auch auf andere EU-Län-
der, er nannte jedoch Orban als
Einzigen beim Namen. Steinmei-
er mahnte auch heimische Poli-
tiker und Behörden, sich nicht
über Justiz und Rechtsprechung
hinwegzusetzen. Foto: Tobias Hase/dpa

Hamburger Soko zu
G20-Gewalt hört auf
Die Hamburger Polizei hat die
Sonderkommission „Schwarzer
Block“ eingestellt. Die Soko war
nach der Ausschreitungen beim
G20-Gipfel Anfang Juli 2017 ins
Leben gerufen worden. Zeitwei-
lig bestand die Einheit aus 180
Beamten, die Foto- und Video-
material auswerteten und Hin-
weisen nachgingen. Sie leiteten
mehr als 3400 Ermittlungsver-
fahren ein, 850 Beschuldigte
wurden identifiziert. Die Ermitt-
lungen übernimmt eine kleinere
Gruppe des Landeskriminal-
amts. Es werde weiter daran ge-
arbeitet, Täter zu identifizieren.

Bolivien verliert Streit
um Meereszugang
Der Internationale Gerichtshof
(IGH) hat Boliviens Forderung
nach einem Zugang zum Meer
durch chilenisches Gebiet zu-
rückgewiesen und damit den
jahrzehntelangen Streit zwi-
schen den beiden südamerikani-
schen Ländern entschieden. Chi-
le sei rechtlich nicht verpflichtet,
Verhandlungen mit Bolivien
über einen Zugang zum Pazifik
zu führen. Bolivien hatte 1883
seinen Zugang zum Meer verlo-
ren, als es nach einem Krieg mit
Chile 120 000 Quadratkilometer
Land und 400 Kilometer Küste
abtreten musste.

BERLIN. Vor den Beratungen
der Koalitionsspitzen über das
geplante Zuwanderungsgesetz
für Fachkräfte hat sich die
Union dagegen gesperrt, gut
integrierten Flüchtlingen bei
einem abgelehnten Asylan-
trag einen „Spurwechsel“ zu
ermöglichen. Bundesinnenmi-
nister Horst Seehofer (CSU) be-
tonte, in den von ihm und
Bundesarbeitsminister Huber-
tus Heil (SPD) erarbeiteten
Eckpunkten sei kein Spur-
wechsel vorgesehen. Verhand-
lungsspielraum gebe es bei ge-
duldeten Asylbewerbern.

In der SPD gibt es Forderun-
gen, integrierten Flüchtlingen
mit einem Arbeitsplatz auch
bei einem negativen Asylbe-
scheid die Möglichkeit zu ge-
ben, in Deutschland zu blei-
ben. Ihnen würde ein „Spur-
wechsel“ vom Asyl- ins Ein-
wanderungsrecht ermöglicht.

Ein Kompromiss könnte
nun so aussehen, dass abge-
lehnte, aber geduldete Asylbe-
werber unter bestimmten Be-
dingungen bleiben können.
Angesichts des Fachkräfte-
mangels drängt die Wirtschaft
die Koalition dazu, ein Ein-
wanderungsgesetz für Fach-
kräfte zu beschließen. (afp)

Perspektive
nur für
Geduldete
Koalition ringt um
Zuwanderungsgesetz

Bis zuletzt Streit um Diesellösung
Autobauer wollen Umtauschprämien anbieten – SPD fordert auch Motor-Umbauten

BERLIN. Kaufanreize für sau-
berere Wagen, Tauziehen um
Nachrüstungen älterer Diesel:
Unter hohem Einigungsdruck
sind die Koalitionsspitzen am
Montagabend im Kanzleramt
zusammengekommen, um
neue Lösungen gegen Diesel-
Fahrverbote zu vereinbaren.
Bis in den späten Abend kam
es zu keinem Beschluss.

Verkehrsminister Andreas
Scheuer (CSU) hatte vor dem
Treffen vorgesehene Um-
tauschprämien der deutschen
Hersteller konkretisiert. So
wolle BMW 6000 Euro anbie-
ten, VW 4000 bis 8000 Euro
und Daimler bis zu 5000 Euro,
wenn Besitzer alte Diesel
durch sauberere Wagen erset-
zen. An möglichen Kaufprämi-
en wollen sich einem Medien-
bericht zufolge auch ausländi-
sche Autohersteller beteili-
gen. Das Paket sollte auf Drän-
gen der SPD auch Umbauten
an Motoren beinhalten.

Scheuer sagte: „Wir wollen
als Bundesregierung, als Koali-
tion weitere Fahrverbote ver-
meiden.“ Es gehe darum, für
Dieselbesitzer die Möglichkeit
zu schaffen, zu „sehr günsti-
gen Konditionen“ auf saubere-
re Autos umzusteigen. Bei
Hardware-Nachrüstungen
gehe es darum, Bauteile zu ge-
nehmigen, die passgenau für
die Fahrzeuge seien. (dpa/afp)Die Diesel-Show. Karikatur: Tomicek

Die Bahn will Inhaber von
Zeitkarten und der Bahncard
100, die zu Fahrten im gesam-
ten Netz berechtigt, finanziell
entschädigen. In welchem
Umfang, stehe noch nicht fest,
sagte die Sprecherin. (dpa)

kehren jeden Tag 185 Fernzü-
ge mit 66 000 Fahrgästen, hin-
zukommen 24 Güterzüge.

Die übliche regelmäßige In-
standhaltung reiche nun nicht
mehr aus, heißt es bei der
Bahn.

Fahrgastverbands Pro Bahn
ICE und Intercity-Züge über
die alte Strecke im Leinetal
umgeleitet. Diese sei aber
schon jetzt mit Güter- und
Nahverkehrszügen gut ausge-
lastet. „Das wird sich im Nah-
verkehr auswirken. Da wer-
den auch einige Züge nicht
fahren können“, sagte Pro-
Bahn-Sprecher Karl-Peter Nau-
mann. Bei der Planung müsse
man einen Kompromiss fin-
den, der sowohl Pendlern als
auch Fernreisenden gerecht
werde. Bei der Sperrung der
Trasse Berlin-Hamburg im
Jahr 2009 habe das „gut ge-
klappt“.

Die Bahn warb um Ver-
ständnis für die Serie von
Großbaustellen. Die Arbeiten
ließen sich aber nicht vermei-
den. Auf der 327 Kilometer
langen Trasse zwischen Han-
nover und Würzburg fahren
täglich 110 Fernzüge mit rund
42 000 Reisenden durch Nie-
dersachsen, Hessen und Bay-
ern, außerdem im Durch-
schnitt 26 Güterzüge. Noch
höher ist die Belastung auf
den 99 Kilometern von Mann-
heim nach Stuttgart: Dort ver-

werden aktuell erarbeitet und
rechtzeitig vor Beginn der
Baumaßnahmen an die Fahr-
gäste kommuniziert“, sagte
eine Bahnsprecherin. Mit den
betroffenen Unternehmen
habe die Bahn sich in der Pla-
nung schon früh abgestimmt.

Da es sich um eine soge-
nannte Ersatzinvestition han-
delt, übernimmt der Eigentü-
mer Bund die Kosten fast voll-
ständig, wie ein Bahnsprecher
erläuterte.

Während der Sperrung des
Abschnitts Hannover-Göttin-
gen werden nach Angaben des

BERLIN. Mit einem 825 Millio-
nen Euro teuren Sanierungs-
projekt will die Bahn die 27
Jahre alten Schnellfahrstre-
cken Hannover-Würzburg
und Mannheim-Stuttgart bis
2023 von Grund auf erneuern
(siehe Grafik). Zahlreiche
Fernzüge müssen umgeleitet
werden, Kunden müssen ver-
längerte Fahrzeiten in Kauf
nehmen.

Die Bauarbeiten werden
nach Angaben der Bahn auch
Auswirkungen auf den Nah-
und Güterverkehr haben. „De-
tails zu den Ersatzverkehren

Bahn muss ICE-Strecken erneuern
825 Millionen Euro sollen von 2019 bis 2023 verbaut werden – Längere Fahrzeiten unvermeidbar

Quelle: Deutsche Bahn / DPA
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Rechtzeitige Informationen über Bauarbeiten

Hintergrund

Über Fahrplanänderungen im
Zuge der Bauarbeiten auf den
Schnellfahrstrecken wird die
Bahn rechtzeitig vor Start der
Maßnahmen über zahlreiche Ka-
näle informieren. Laut Bahn wer-
den bei einer Onlinebuchung
Fahrplanänderungen automa-
tisch aktualisiert. Das teilte ein
Bahnsprecher auf Anfrage mit.

Geschehen soll das über die
App wie dem DB Navigator, Fly-

er, Aushänge und Plakate in den
Bahnhöfen. Auskünfte für die
Reiseplanung gibt es unter
www.deutschebahn.com/bauin-
fos, am kostenlosen Bahnbau-
Telefon (0800 5 99 66 55) sowie
bei den DB-Verkaufsstellen vor
Ort. (hev)
Mehr Informationen über die
Schnellfahrstrecken und deren
Sanierung finden Sie auf
www.deutschebahn.com/bauen

gegenwirken wolle, müsse
sich um eine gerechte und
wirkungsvolle Sozialpolitik
kümmern, erklärte die Präsi-
dentin des Sozialverbands
VdK, Verena Bentele. Anstatt
verschiedene soziale Gruppen
gegeneinander auszuspielen,
brauche es vielmehr eine
„Umverteilung des Reichtums
in Deutschland“.

Die Einschätzungen des Po-
pulismusbarometers basieren
auf zwei Umfragen von Infra-
test Dimap von Mai und Au-
gust, an denen jeweils rund
3400 Wahlberechtigte teilnah-
men. (dpa/afp)

schung, einer der beiden Auto-
ren. Davon fühlten sich vor al-
lem Wähler in der unteren
Mittelschicht angesprochen.

Der SPD riet der Experte,
den „Riss“ zwischen ihrer
„kosmopolitischen Führungs-
spitze“ und den Kommunalpo-
litikern in Städten wie Duis-
burg zu kitten. Die SPD wolle
den allmählichen Verlust ih-
rer Rolle als Volkspartei
„nicht wahrhaben“, sagte Mer-
kel. Auch die CDU sei „längst
von diesem Verfallsvirus be-
fallen“.

Wer den Trend hin zu popu-
listischen Einstellungen ent-

über das Funktionieren von
Staat und Gesellschaft zuge-
stimmt hat. Dazu zählen Sätze
wie „Die Parteien wollen nur
die Stimmen der Wähler, ihre
Ansichten interessieren sie
nicht“ oder „Was man in der
Politik „Kompromiss“ nennt,
ist in Wirklichkeit nichts An-
deres als ein Verrat an den ei-
genen Ideen“.

Die AfD habe sich von einer
Partei mit neoliberalen Zügen
hin zu einer Partei des „natio-
nalen Sozialprotektionismus“
entwickelt, sagte Wolfgang
Merkel vom Wissenschafts-
zentrum Berlin für Sozialfor-

eher zu. Bei der gleichen Be-
fragung im Vorjahr war der
Wert noch deutlich höher (68
Prozent).

Die Autoren der Studie stell-
ten fest, dass die Neigung zu
populistischen Einstellungen
zuletzt vor allem in der politi-
schen Mitte zugenommen
habe. Den Angaben zufolge ist
aktuell jeder achte Wahlbe-
rechtigte, der sich selbst in der
Mitte verortet, populistisch
eingestellt. Im Vorjahr war es
noch etwa jeder Neunte gewe-
sen.

Als „Populist“ im Sinne der
Studie gilt, wer acht Aussagen

BERLIN. Immer mehr Deut-
sche sind für populistische Pa-
rolen empfänglich. Gleichzei-
tig nimmt einer Umfrage zu-
folge die Zufriedenheit mit
der gelebten Demokratie hier-
zulande ab.

Das Meinungsforschungsin-
stitut Infratest Dimap hatte
die Teilnehmer der repräsen-
tativen Studie im Auftrag der
Bertelsmann Stiftung gefragt,
ob sie der Aussage „Mit dem
Funktionieren der Demokra-
tie bin ich sehr zufrieden“ zu-
stimmen. 59 Prozent der Be-
fragten stimmten entweder
vollständig oder zumindest

Populistische Einstellungen nehmen zu
Infratest-Umfrage: Unzufriedenheit mit Demokratie wächst auch in der Mitte der Gesellschaft


